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9. Die Vereinten Nationen, die zuständigen Sonder­

organisationen und zwischenstaatlichen Organisationen sowie 
die anderen in lIe1racht kommenden Organe milssen alles tun. 
um Maßnahmen zur BeklImpfung und Beseitigung terroristi­
scher Handlungen zu fIlrdem und ihre eigene Rolle auf diesem 
Gebiet zu verstärken. 

10. Der Generalsekretär soll bei der Umsetzung dieser 
Erklärung behilflich sein. indem er im Rahmen der vorhande­
nen Mittel die folgenden praktischen Maßnahmen zur Ver­
stärkung der internationalen Zmlllmmenarbeit ergreift: 

a) Sammlung von Daten Ober den Stand und die Umset­
zun~e=::den moltilateralen, regionalen und bilatera­
len • im Zusammenhang mit dem internationalen 
Terrorismus. einschließlich Informationen über auf den 
internationalen Thrrorismus zurilckzufilhrende VorfIiIIe und 
Ober Strafverfolgungen und die verlJlingten StrafurteiIe, auf der 
Grundlage der von den Verwahrern dieser Übereinkllnfte 
sowie von den Mitgliedataaten eingehenden Informationen; 

b) ErsteI1ung eines Kompendiums einzelstaatlicher 
Gesetze und sonatiger Vorschriften betreffend die Verhütung 
und Bekllmpfung des internationalen Thrrorismus in aIIen 
seinen Fennen und Ausprägungen, auf der Grundlage der von 
den Mitgliedstaat"'1 eingehenden Informationen; 

c) analytische Überprilfung der bestehenden interna­
tionalen Rechtsinstrumente im Zusammenhang mit dem 
internationalen Terrorismus, um den Staaten dabei behilflich 
zu sein. in diesen Rechtsinstrumenten nicht erfaßte Aspekte 
dieser Frage. die aufgegriffen werden könnten, aufzuzeigen, 
damit der recht1iche Rahmen von dem internationalen Thrroris­
mus geltenden ÜbereinkIInften noch umfaSSf\'lder gestaltet 
werden kann; 

cl) Überprüfung der im Rahmen des Systems der Ver­
einten Nationen vorhandenen Möglichkeiten, Staaten bei der 
Veranstaltung von Seminaren und Ausbildungalehrglingen 
Ober die Bekämpfung von Verbrechen im ZlIsamme'lhang mit 
dem internationalen Terrorismus hehilflich zu sein. 

IV 

11. Alle Staaten werden nachdrilckIich aufgefordert, die 
Bestimmungen dieser Erklärung in allen ihren Aspekten nach 
Treu und Glanben wirksam zu ftlrdem und umzusetzen. 

12. Es wird nachdrilckIich darauf hingewiesen, daß die 
Anstrengungen zur endgflltigen Beseitigung aller terroristi­
schen Handlungen weiterverfolgt werden mflssen, indem die 
internationale Zusammenarbeit vers1lirkt und die fortschreiten­
de Entwicklung des Völkerrechts und dessen Kodifizierung 
sichergestellt und die Koordinierung zwischen den Vereinten 
Nationen und den zustllndigen Sonderorganiaationen, Orga­
niaationen und Organen verbessert und ihre Effizienz erhöht 
wird. 

49/61. Konveufion iiber die 1IIII1ItIJIitIlt der Staaten und 
Ihres Veuullgeus von der GerIchtabarkeIt 

DIe Generalversammlung. 

nach Erhalt der Artikelentwilrfe über die Immunität der 
Staaten und ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit"". welche 

die Kommiasion auf ihrer dreiundvierzigsten 'IlIgung ver­
abschiedet hat, 

unter Hinweis darauf. daß die Vö1ken:echtskommiasion die 
Einberufung einer internationalen BevoIImlIchtigtenkonferenz 
zur PrlIfung der Artikelentwilrfe und zum Abschluß einer 
diesbezüglichen Konvention empfohlen 1Jaf'. 

1IQCh Belumdlung der Artikelentwilrfe auf ihrer sechaund­
vierzigsten bis neunundvierzigsten 'IlIgung. namentlich in 
einer Arbeitsgruppe und im Rahmen von Konsu1tationen, 
deren Ziel darin bestand, sich mit den Sachfragen Wlseinander­
zusetzen. die sich aus den Artikelentwilrfen ergeben. um Mei­
nungsverschiedeeiten in bezog auf diese Fragen anml7eigoo 
und zu mildem und so durch allgenJeines Einvernehmen den 
Abschluß einer Konvention zu erleichtern, 

sowie 1IQCh Belumdlung der Berichte der auf ihrer 
siebenundvierzigaren 'IlIgung eingesetzten" und auf ihrer 
achtundvierzigsten 'IlIgung erneut eingesetzten" Arbeits­
gruppe und des Berichts über die wlIhrend ihrer neunund­
vierzigsten Thgung abgehaltenen informellen Konsultationen"'. 

1. biUigt die Empfehlung der Völkerrechtskommission, 
wonach eine internationale Bevollmlichtigtenkonferenz zur 
Prüfung der Artikelentwilrfe über die Immunität der Staaten 
und ihres Vermögens von der Gerichtsbarkeit und zum Ab­
schluß einer diesbezüglichen Konvention einberufen werden 
soll; 

2. bittet die Staaten. dem Generalsekretär ihre Stellung­
nalJmen zu den Schlußfolgerungen des Vorsitzenden der ge­
mäßilnem Beschluß 481413 vom 9. Dezember 1993 abgehal­
tenen informellen Konsultationen'" zu den Berichten der ge­
mäß ihrer Resolution 46/55 vom 9. Dezember 1991 eingesetz­
ten" und gemäß ihren! Beschluß 47/414 vom 25. November 
1992 erneut eingesetzten Arbeitsgruppe" vorzulegen; 

3. beschließt. auf ihrer zweiundfllnfzigaten 'IlIgung im 
Lichte der genannten Berichte und der von den Staaten dazu 
abgegebenen Stellungnahmen die Behandlung der Sachfiagen 
wiederaufzunehmen und auf ihrer zweiundfflnfzigaren oder 
dreiundfllnfzigsten 'IlIgung die Vorkehrungen fiIr die K0nfe­
renz, einschließlich Zeitpunkt und Veranstaltungsort, fest­
zoIegen, wobei gebllhrend darauf geachtet werden soll. daß bei 
der Konferenz möglichst weitgehendes Einvernehmen besteht; 

4. beschlieJ3t ferner. in die vorlllufige 'Thgesordnung ihrer 
zweiundfllnfzigsten 'IlIgung einen Punkt mit dem TItel 
"Konvention über die Immunität der Staaten und ihres Ver­
mögens von der Gerichtsbarkeit" aufzunehmen. 

tf1 Bbd., Ziffer 25 . 
.. AlC.6/471L.1o. 
" Alc.6/48IL.4 und Korr.2. 
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